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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter 
Röhner 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die im Gesetz 
über die Gebührenbefreiungen beim Woh- 
nungsbau vom 30. Mai 1953 enthaltene Frist 
von fünf Jahren auf einen Zeitraum von zehn 
Jahren auszudehnen, um eine Deckungsgleich- 
heit mit der von den Ländern getroffenen 
Regelung zu erreichen, wonach im sozialen 
Wohnungsbau Grunderwerbsteuerfreiheit für 
einen Zeitraum von zehn Jahren besteht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


2. Abgeordneter 

Walkhoff 

(SPD) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung sicher- 
zustellen, daß z. B. kinderfeindliche Normen, 
wie die DIN 18 011, „Stellflächen, Abstände 
und Bewegungsflächen im Wohnungsbau" 
schnell geändert werden, und künftig sowohl 
die Interessen der Kinder als auch anderer 
gesellschaftlicher Gruppen ohne Lobby bei der 
Erarbeitung von Normen stärker berücksichtigt 
werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


3. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Wie lange dauert die Bearbeitimg eines An- 
trages auf Forschungsförderung beim Ministe- 
rium für Forschung und Technologie seitens 
eines Unternehmens der Wirtschaft, und wel- 
che Finanzierungsschwierigkeiten treten insbe- 
sondere bei kleinen und mittleren Unterneh- 
men auf bei der Durchführung von bewilligten 
Forschungsproj ekten? 


4. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß durch 
die neuen Bewilligungbedingungen für For- 
schungszuwendungen seitens der Bundesregie- 
rung eine Vereinfachung der Abwicklung her- 
beigeführt wurde, und wie begründet sie im 
einzelnen die neuen Bewilligungsbedingungen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


5. Abgeordnete 

Frau 

Benedix 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf den 
Fragebogen der zentralen Vergabe für Studien- 
plätze in Dortmund für das Wintersemester 
1975/76 deutsche Abiturienten, die nicht in 
einem der elf Länder der Bundesrepublik 
Deutschland geboren sind, als im Ausland ge- 
boren registriert werden, und hält die Bundes- 
regierung eine solche Registrierung für staats- 
rechtlich notwendig? 


6. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 
(Nienburg) 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Pläne 
einer Standesorganisation — des Hartmann- 
bundes — , eine insbesondere Arztkinder privi- 
legierende sogenannte „Freie Medizinische 
Hochschule" unter Umgehung des allgemeinen 
Numerus clausus für eine bestimmte, offen- 
sichtlich allein durch ihr weit überdimensio- 
niertes Einkommen dafür prädestinierte Ge- 
sellschaftsschicht zu errichten (It. „Spiegel" 
vom 25. August 1975), und ist nach Ansicht 
der Bundesregierung das durch das Grundge- 
gesetz gesicherte Gleichheitsprinzip, das insbe- 
sondere auch Chancengleichheit für alle Bür- 
ger postuliert, dann noch gewährleistet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen über ein rumänisches In- 
dustriespinonagenetz zu, das sich auch auf das 
Bundesgebiet erstrecken soll, und wie groß ist 
— bejahendenfalls — der entstandene und 
noch zu erwartende Schaden? 


8. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um die Studenten aus der Republik Vietnam, 
die durch die Eroberung ihrer Heimat hier in 
Not geraten sind, im Falle des Ablaufs der 
Gültigkeitsdauer ihrer Reisepässe mit aus- 
reichenden Legitimationspapieren zu versehen 
und ihnen durch Erteilung einer entsprechen- 
den Arbeitserlaubnis den Abschluß ihrer Stu- 
dien notfalls als Werkstudenten zu ermög- 
lichen? 


9. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß die 
Einsatzfähigkeit des Bundesgrenzschutzes für 
eigentliche Grenzsicherungsaufgaben im Zo- 
nenrandgebiet trotz der zusätzlichen polizei- 
lichen Aufgaben im übrigen Bundesgebiet er- 
halten bleibt? 
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10. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um den Bundesgrenzschutz in die 
Lage zu versetzen, daß er nach Ausbildung 
und Ausrüstung in jeder Situation den soge- 
nannten Grenztruppen der „DDR" gewachsen 
ist? 


11. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, versuchsweise 
Bestimmungen der Verordnung über den Be- 
trieb von Kraftfahrunternehmen im Personen- 
verkehr (BOKraft), wie Sprechverbot, Rauch- 
verbot, Radioverbot, Verbot der Beförderung 
von Betrunkenen, auch in den von ihr betrie- 
benen Dienstwagen anzuwenden, und ist sie 
bereit, die in einem solchen Versuch gewon- 
nenen praktischen Erfahrungen zur Korrektur 
der Verordnung zu nutzen? 


12. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
lassung einer führenden Tageszeitung (FAZ 
vom 23. August 1975), in der Frage der Sicher- 
heit von Atomkraftwerken könne es deswegen 
nicht zu verantwortbaren Entscheidungen kom- 
men, weil es nicht zur „notwendigen offenen 
Auseinandersetzung der Experten aus Wissen- 
schaft und Technik über das Für und Wider 
der strittigen Fragen komme"? 


13. Abgeordneter Welche Aussagen der Bundesregierung über 
Ey die Sicherheits- und Risikofragen bei Atom- 

(CDU/CSU) kraftwerken haben sich inzwischen als Fehl- 

beurteilung erwiesen? 


14. Abgeordneter 
Kern 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung Vorschläge, den 
Verfassungsauftrag des Artikels 29 des Grund- 
gesetzes dadurch zu erledigen, daß durch eine 
Gesetzesänderung dieser Verfassungsauftrag 
annuliert wird, unter dem Gesichtspunkt der 
Verfassungstreue für gangbar? 


15. Abgeordneter Hält die Bundesregierung ihrerseits an dem in 
Kern der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 

(SPD) beschriebenen Weg fest, und wird sie Vor- 

schläge zum Gutachten der Sachverständigen- 
kommission zur Neugliederung des Bundesge- 
bietes formulieren und dem Bundestag in der 
nach Artikel 29 des Grundgesetzes vorgesehe- 
nen Zeit zur Entscheidung vorlegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


16. Abgeordneter 

Dr. Schwerer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, eine 
Aufstellung darüber vorzulegen, wem die In- 
vestitionszulage überwiegend zugute kommen 
wird? 
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17. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß vor allem die Großindustrie 
von der Investitionszulage weitaus mehr pro- 
fitiert hat als die mittelständischen Bereiche, 
und wenn ja, wäre die Bundesregierung bereit, 
für den mittelständischen Bereich nachträglich 
Maßnahmen zu ergreifen mit dem Ziel, die 
Eigenkapitalbasis der mittelständischen Unter- 
nehmen zu verbessern, z. B. durch Senkung 
der Vermögensteuer, Verbesserung der Ab- 
schreibungsbedingungen und Verlustrücktrag, 
wobei als Haushaltsgröße die Ausgaben für 
die Investitionszulage anzusetzen v/ären? 


18. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung die steigende 
Höchen kurzfristige Verschuldung rechtfertigen? 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung mit Rücksicht auf den 
Kursverfall öffentlicher Anleihen bereit, zu 
prüfen, ob die Mindestreserven der Banken 
nicht teilweise durch Einlagern öffentlicher 
Anleihen zu erfüllen sind? 


20. Abgeordneter 

Löffler 


(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, damit die neue EG-Rechnungseinheit 
(berechnet nach dem europäischen Währungs- 
korb) möglichst bald auch auf den Haushalt 
der EG angewendet wird? 


21. Abgeordneter 
Löffler 
(SPD) 


Wie hoch beziffert die Bundesregierung die 
finanziellen Auswirkungen im nächsten Jahr, 
wenn die alte Rechnungseinheit (3,66 DM) bei 
den Beiträgen zum Haushalt der EG weiterhin 
zugrunde gelegt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


22. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag, Altölbeseitigung dadurch zu verbes- 
sern, daß jeder, der neues öl kauft, pro Liter 
ein Pfand von etwa 1 DM bis 2 DM hinterlegen 
müßte, das ihm bei Rückgabe des Altöls im 
ganzen Bundesgebiet erstattet bzw. bei Öl- 
wechsel angerechnet wird? 


23. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

(CDU CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 15. Au- 
gust 1975 wiedergegebenen Auffassungen, 
insbesondere was die Gefahr von politischen 
Dumpingpreisen durch die auf Förderungsmaß- 
nahmen im Bundesgebiet gestützte erhebliche 
Ausweitung der Produktionskapazität auf dem 
Gebiet der Sanitärkeramik in der „DDR" anbe- 
langt, und wie beurteilt die Bundesregierung 
die künftige Wettbewerbssituation der im Zo- 
nenrandgebiet ansässigen Sanitärkeramikin- 
dustrie und die Auswirkung auf die Arbeits- 
plätze? 
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24. Abgeordneter Welchen Umfang haben die Lieferungen Ost- 
Dr. Kunz Berlins zu Dumpingpreisen in das Bundesge- 

(Weiden) biet einschließlich des Landes Berlin aufge» 

(CDU/CSU) schlüsselt nach Produkten, Preisen und Jahren 

seit Bestehen des Interzonenhandels? 


25. Abgeordneter Mit welchem Anteil ist die Gemeinschaftsauf“ 

Christ gäbe „Verbesserung der regionalen Wirt- 

(FDP) Schaftsstruktur" an der Fremdenverkehrsförde- 

rung beteiligt? 

26. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Praxis 

Dr. Jens großer oder multinationaler Unternehmen, mit 

(SPD) z. T. erheblichen öffentlichen Geldern Betriebe 

zu errichten — und damit Arbeitsplätze zu 
schaffen — , wenn diese Betriebe, wie es nach- 
weislich im Kreis Wesel vorgekommen ist, in 
vier bis fünf Jahren wieder stillgelegt werden? 


Ist die Bundesregierung in Zukunft bereit, 
öffentliche Gelder zur Schaffung von Arbeits- 
plätzen nur noch dann zu gewähren, wenn die 
Arbeitsplätze langfristig erhalten bleiben oder 
wenn bei kurzfristiger Stillegung von Arbeits- 
plätzen die Unternehmen verpflichtet werden, 
die öffentlichen Gelder ganz oder teilweise 
zurückzuzahlen? 


28. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welche deut- 

Reuschenbach sehen Unternehmen ihre Geschäftsbeziehungen 

(SPD) zu israelischen Partnern auf Grund arabischer 

Boykottdrohungen abgebrochen haben? 

29. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung diese ara- 

Reuschenbach bischen Boykottdrohungen gegen Unterneh- 

(SPD) men, die Geschäftsbeziehungen mit israelischen 

Handelspartnern haben, und was unternimmt 
die Bundesregierung, um die Aufrechterhal- 
tung unserer Wirtschaftsbeziehungen zu Israel 
zu gewährleisten? 

Welche konkreten Maßnahmen beabsichtigt 
die Bundesregierung durchzuführen, um sicher- 
zustellen, daß das von ihr geförderte DIN 
Deutsches Institut für Normung e. V. bei der 
Normung das öffentliche Interesse angemessen 
berücksichtigt? 

31. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 

Frau Dr. lichkeit des Verbraucherrats (fünf Mitglieder 

Riedel-Martiny und siebenköpfige Geschäftsstelle) die Nor- 

(SPD) mungsarbeit des DIN Deutsches Institut fü^ 

Normung e. V. (559 Angestellte, 40 000 Mit- 
arbeiter, 15 000 Normen und Normenentwürfej 
im Interesse der Verbraucher zu beeinflussen? 


30. Abgeordnete 

Frau Dr. 
Riedel-Martiny 

(SPD) 



6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4024 


32. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten und 
Egert ist sie gegebenenfalls bereit, durch Maßnah- 

(SPD) men zu verhindern, daß in den DIN-Normen 

keine oder niedrige Qualitätsmaßstäbe im In- 
teresse der Produzenten festgelegt werden, ob- 
gleich nach dem Stand der Technik und im 
Interesse der Verbraucher höhere Qualitäts- 
anforderungen, z. B. für die Korrosionsbe- 
ständigkeit der Kraftfahrzeuge, normiert wer- 
den könnten? 


33. Abgeordnete Beabsichtigt die Bundesregierung, Anträge auf 
Frau Dr. Durchführung von Normungsarbeiten an das 

Däubler-Gmelin DIN Deutsches Institut für Normung e. V. zu 
(SPD) richten, um z. B. die von ihr angestrebte infor- 

mative Warenkennzeichnung oder die An- 
wendbarkeit des Maschinenschutzgesetzes im 
Interesse der Verbraucher voranzutreiben? 


34. Abgeordnete Beabsichtigt die Bundesregierung, bei Nichtein- 
Frau Dr. haltung von Bearbeitungsfristen durch das DIN 

Däubler-Gmelin für von ihr beantragte Normungsarbeiten eige- 
(SPD) ne Normen festzulegen? 


35. Abgeordneter Welche Reinvestitionsmöglichkeiten der Erlöse 
Dr. Böhme aus dem Mercedes-Benz-Verkauf durch die 

(Freiburg) Firma Flick-KG. wurden am 21. August 1975 

(SPD) im Bundesministcrium für Wirtschaft erörtert 

(Frankfurter P.undschau vom 10. September 
1975), und ist sichergestelU, daß durch derar- 
tige Gespräche kein Einfluß auf die Frage der 
Steuerfreiheit der Reinvestition nach § 6 b 
des Einkommensteuergesetzes ausgeübt wird? 


Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, 
wonach der in einigen Branchen der Wirtschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland zögernd, in 
anderen bereits kräftig (Automobil-, Elektroin- 
dustrie) ansteigende Auftragseingang von den 
Unternehmen vorwiegend mit Hilfe von Über- 
stunden, also ohne Inanspruchnahme des Ar- 
beitsmarktes zu bewältigen versucht wird? 


37. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Batz durch dieses Verhalten der Unternehmenslei- 

(SPD) tungen der beschäftigungspolitische Erfolg der 

konjunkturstützenden Maßnahmen erheblich 
gefährdet wird, und welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung bei dieser Beurteilung, 
die Zuschüsse, Kredite und Vergünstigungen, 
die der Wirtschaft seitens des Bundes im 
Rahmen von Konjunkturprogrammen zuflie- 
ßen, mit Auflagen zu verbinden, die eine 
direkte Auswirkung der Stützungsmaßnahmen 
auf die Arbeitsmarktsituation sichern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


38. Abgeordneter 

Kiechle 


(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 

Kiechle 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 
(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 
(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Um wieviel Millionen wird in der Bundesre- 
publik Deutschland die Ur-Produktion von Le- 
bensmitteln durch Steuern verteuert, wenn die 
deutsche Landwirtschaft für Produktionsmittel 
2Vo Mehrwertsteuer mehr bezahlt ohne daß 
gleichzeitig die Vorsteuerpauschale entspre- 
chend angehoben wird, und wie wirkt sich das 
auf die Wettbewerbsfähigkeit innerhalb der 
EG aus? 

Welche direkten irreparablen Einkommens- 
senkungen ausgedrückt in DM entstehen für 
die deutsche Landwirtschaft bei Abbau des 
Aufwertungsausgleichs von 3^/o Mehrwert- 
steuer einschließlich Bundes- und Ländermittel 
in den ersten vier Jahren, und welchen Anteil 
ausgedrückt in Prozenten macht diese Ein- 
kommenssenkung am verfügbaren Konsum- 
einkommen der deutschen Landwirtschaft im 
ersten, zweiten, dritten und vierten Jahr aus? 


Was gedenkt die Bundesregierung nach der 
Besichtigung der Waldbrandkatastrophenge- 
biete durch den Parlamentarischen Staatssekre- 
tär Logemann am 21. August 1975 zu tun, um 
den nach den Sturmschäden von 1972 erneut 
schwer betroffenen über 400 Waldbesitzern die 
Beseitigung der umfangreichen und untragba- 
ren Schäden zu ermöglichen, die nicht durch 
Waldbrandversicherung abgedeckt sind? 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um im Hinblick auf die langwierige 
Schadensbeseitigung sicherzustellen, daß die 
geschädigten Waldbesitzer nicht vorweg einen 
Teil der Leistungen der Waldbrandversiche- 
rung als Einkommensteuer abführen müssen? 


In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung die Wettbewerbsverzerrung zwischen 
dem deutschen und vor allem dem niederlän- 
dischen Gartenbau auszugleichen, zumal die 
Anhebung des Erdgaspreises in den Nieder- 
landen sich in sehr engen Grenzen hält und 
der Preis für leichtes Heizöl in letzter Zeit 
wiederum außerordentlich stark gestiegen ist? 


Welche volkswirtschaftlichen Kriterien in der 
Europäischen Gemeinschaft veranlassen die 
Bundesregierung dazu, von sich aus den stu- 
fenweisen Abbau des Aufwertungsausgleiches 
zu beschließen, und ist sich die Bundesregie- 
rung darüber im klaren, daß sie mit diesem 
Beschluß das Einkommen der deutschen Land- 
wirte um 12Vo bis 25Vo senkt? 
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Gesdhäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


44. Abgeordneter Bedeutet die Versicherung des Bundesministers 
Ziegler für Arbeit und Sozialordnimg, die Bundesre- 

(CDU/CSU) gierung werde „keinerlei soziale Leistungen" 

abbaoien, daß die Pläne zur Beseitigung der 
leistungsbezogenen dynamischen Rente mittels 
unterschiedlicher Anpassungssätze endgültig 
auf ge geben sind, oder zählt die jährliche 
lineare Rentenanpassung zu dem „vereinzelten 
Wildwuchs", der beschnitten werden müßte? 


45. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


Trifft die Mitteilung der Lebensabend-Bewe- 
gung zu, daß es bereits fertige Referentenent- 
würfe für die Abschaffung der leistungsbezo- 
genen Rentendynamik gibt, und wie beurteilt 
die Bundesregierung die Kritik dieser größten 
selbständigen Altenorganisation an derartigen 
Plänen? 


46. Abgeordneter 
Pohlmann 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Pohimann 


(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Dr. Arndt 
(Hamburg) 
(SPD) 


Können nach Meinung der Bundesregierung 
gemäß § 53 des Schwerbeschädigtengesetzes 
nur solche Aufträge an Werkstätten für Be- 
hinderte auf die Ausgleichsabgabe angerechnet 
werden, denen die Lieferimg von Eigenerzeug- 
nissen der Werkstätten zugrunde liegt, oder 
können als Aufträge im Sinne des Gesetzes 
auch solche angesehen werden, auf Grund 
deren ein Arbeitgeber bestimmte Arbeiten bei 
der Herstellung seiner Erzeugnisse im Lohn- 
auftrag dort durchführen läßt? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
insbesondere die letztgenannte Verrechnungs- 
möglichkeit wesentlich dazu beiträgt, die beab- 
sichtigte Förderung von Werkstätten zu er- 
reichen und ihren laufenden Betrieb sicherzu- 
stellen? 

Hält es die Bundesregierung trotz der bisher 
gemachten Erfahrungen nach wie vor für ge- 
boten, daß Maßnahmen der Fortbildung und 
Umschulung, die nicht eine bestehende oder 
drohende Arbeitslosigkeit abwenden, sondern 
der Mobilität und damit dem individuellen 
Fortkommen dienen, aus den Beiträgen zur 
Arbeitslosenverschierung finanziert werden, 
oder welche sonstigen Vorstellungen hat sie 
im einzelnen hierzu? 

Trifft es zu, daß die Bxmdesanstalt für Arbeit 
den Arbeitsämtern unter Berufung auf das 
Urteil L 1 Ar 22/67 des Landesarbeitsgerichts 
Schleswig-Holstein empfohlen hat, transsexu- 
elle Personen grundsätzlich von der Arbeits- 
vermittlung auszuschließen (vgl. „Spiegel" 
vom 21. Juli 1975)? 
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50. Abgeordnete 
Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Trifft es zu, daß nadi der derzeitigen gesetz- 
lidien Regelung die Frage der Berufs- bzw. 
Erwerbsunfähigkeit allein nadi der Erwerbsbe- 
einträditdgung ohne Rücksicht auf dsas Alter zu 
beurteilen ist, und beabsichtigt die Bundesre- 
gierung, diese gesetzliche Regelung dahin 
gehend zu ändern, daß künftig bei der Beur- 
teilung der Berufs- bzw. Erwerbsunfähigkeit 
das Alter des Versicherten mitzuberücksich- 
tigen ist? 


51. Abgeordneter 
Dr. Enders 


(SPD) 


Können die Nachteile ausgeglichen werden, die 
den Unfallrentnern entstanden sind, die sich 
nach dem bis zum 30. Juni 1963 geltenden 
Recht auf Lebenszeit abfinden lassen mußten, 
während bei Abfindungen nach heutigem 
Recht die Unfallrente nach 10 Jahren wieder 
auflebt? 


52. Abgeordneter Kann das Gesetz über die Sozialversicherung 

Dr. Enders von Behinderten vom 7. Mai 1975 auch auf 

(SPD) die in nicht anerkannten Werkstätten beschäf- 

tigten Behinderten angewendet werden? 


53. Abgeordnete 

Frau 

Grützmann 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Arbeits- 
ämter in einzelnen Bundesländern mit unter- 
schiedlichen Methoden von arbeitsuchenden 
oder Leistimgen der Arbeitslosenversicherung 
beantragenden Frauen den Nachweis verlan- 
gen, daß die Betreuung ihrer Kinder im Klein- 
kind- oder schulpflichtigen Alter sichergestellt 
ist und davon die Vermittlung bzw. die Lei- 
stungen des Arbeitsamtes abhängig machen, 
und ist sie bereit, dem nachzugehen und gege- 
benenfalls dafür zu sorgen, daß die den Vor- 
schriften des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) 
und dem Gleichheitssatz des Grundgesetzes 
(Artikel 3 Abs, 2 des Grundgesetzes) wider- 
sprechende Praxis abgestellt wird? 


54. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß kommu- 
nale Verkehrsbetriebe Schwerbeschädigten 
und ihren notwendigen Begleitpersonen freie 
Fahrt auf ihren Verkehrsmitteln gewähren, und 
wird die Bundesregierung gleichwohl daran 
festhalten, daß die Deutsche Bundesbahn von 
den Schwerbeschädigten den vollen Fahrpreis 
verlangt? 


55. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in zunehmendem Maße in 
mißbräuchlicher Weise Umschulungen für Be- 
rufe vorgenommen werden, bei denen zur Zeit 
und auch auf längere Sicht kein Bedarf besteht 
und bei denen Arbeitsplatzmangel herrscht, 
wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um dieser fehlorientierten 
Verwendung von Steuergeld^rn entgegenzu- 
treten? 
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56. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 
Horstmeier 
(CDU/CSU) 


58, Abgeordneter 
Horstmeier 
(CDU/CSU) 


Gesdiäftsbereidi 


59. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Dr. Sdiweitzer 
(SPD) 


61. Abgeordneter 

Dr. Sdiweitzer 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die miß- 
bräudilidie Ausnutzung der Arbeitslosenver- 
sicherung von Personen, die ihre Ausbildung 
beendet haben und vorläufig nidit bereit sind, 
einen Arbeitsplatz anzunehmen, um so mög- 
liche Gesetzeslücken in der Arbeitslosenver- 
sicherung zum eigenen Vorteil auszunutzen 
und in den Genuß von Arbeitslosengeld bzw. 
Arbeitslosenhilfe zu kommen, und welche Maß- 
nahmen beabsichtigt die Bundesregierung da- 
gegen zu unternehmen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Bestimmung von Ausgleichsleistiuigen bei der 
Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft Wartezeiten 
einer Beschäftigung in den früheren deutschen 
Ostgebieten bzw. in der heutigen DDR im 
Gegensatz zur Rentenberechnung nicht als 
Beschäftigungszeiten anerkannt werden, und 
ist sie bereit, Abhilfe zu schaffen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 
Antrag auf Ausgleichsleistung abgelehnt wird, 
wenn schon eine andere Zusatzrente bezogen 
wird, die geringer ist als die zu erwartende 
Ausgleichsleistung, und ist sie bereit, auch in 
diesen Fällen Abhilfe zu schaffen? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Kann die Bundesregierung Meldungen bestä- 
tigen, die Rüstungsausgaben der Sowjetunion 
stiegen Jahr um Jahr um 4®/o , während sie im 
Nordatlantischen Bündnis stagnierten, besten- 
falls die Inflationsrate ausglichen, und wie 
rechtfertigt die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls — demgegenüber ihre Beschlüsse, so- 
weit sie den Verteidigungshaushalt 1976 be- 
treffen? 


Billigt es die Bundesregierung, wenn bei Prü- 
fungsverfahren für Kriegsdienstverweigerer 
politische Gesinnungsfragen — z. B. nach der 
Zugehörigkeit zu der „Arbeitsgemeinschaft der 
JungsoziaMsten" — gestellt werden? 


Mit welcher Begründung kann die Bundesre- 
gierung heute noch entsprechende Vorschriften 
rechtfertigen, wonach es Angehörigen der Bun- 
deswehr untersagt ist, sich auf dem Wege vom 
Dienstort nach Hause oder auch sonst von 
Privatwagen (per Anhalter) mitnehmen zu 
lassen? 
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62. Abgeordneter 

Sdiinzel 


(SPD) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die mili- 
tärische Ausbildung von Angehörigen einer 
Armee, deren Führer in ihrem Heimatland 
eine faschistische Diktatur ausüben, mit dem 
demokratischen Auftrag der Bundeswehr? 


63. Abgeordneter 
Sdiinzel 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, unter Berück- 
sichtigung der Tatsache, daß in Chile Demo- 
kraten politisch verfolgt, gefoltert und ermor- 
det werden, jegliche militärische Unterstützung 
der Militärjunta einzustellen und die Ausbil- 
dung chilenischer Offiziere sofort abzubrechen? 


64. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen darüber zu, daß bei 
Hoffie der Bundeswehr Offiziere des chilenischen 

(FDP) Militärregimes ausgebildet werden? 


65. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
gegebenenfalls zu einer derartigen Unter- 
stützung der chilenischen Militärjunta veran- 
laßt? 


66. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu (z. B. Deutsche 
Tagespost vom 10. September 1975), wonach 
die Sowjetunion in letzter Zeit ihre 30 Panzer- 
regimenter in der DDR mit je 125 statt bisher 
95 Kampfpanzern ausgerüstet hat, womit jede 
Panzerdivision der Roten Armee in der DDR 
jetzt über 460 statt bisher nur über 320 Kampf- 
panzer verfügt, und wie ist bejahendenfalls 
eine derart massive einseitige Verstärkung der 
Kampfkraft mit den Beteueningen der sowjeti- 
schen Regierung vereinbar, auf echte Entspan- 
nung in Mitteleuropa hinwirken zu wollen? 


67. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Text der 
Rede, die Alexander Solschenizyn am 30. Juni 
1975 vor dem amerikanischen Gewerkschafts- 
bund gehalten hat mit Rücksicht auf ihre zeit- 
geschichtliche Bedeutung in den „Informatio- 
nen für die Truppe" zu veröffentlichen oder 
den Angehörigen der Bundeswehr auf andere 
Weise zur Kenntnis zu bringen? 


68. Abgeordnete 
Frau 
Pack 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundes regienmg einen Überblick 
darüber geben, wieviel Prozent des Lehrkör- 
pers der Bundeswehrhochschulen den Wehr- 
dienst absolviert haben? 


69. Abgeordnete 
Frau 
Pack 

(CDU/CSU) 


Warum werden bei der Besetzung von Steilen 
des akademischen Mittelbaues an den Bundes- 
wehrhochschulen nicht diejenigen Berufsoffi- 
ziere — fachliche Eignung und Verwendbar- 
keit vorausgesetzt — besonders berücksichtigt, 
die im Anschluß an einige Jahre Truppen- 
praxis zum Studium an den allgemeinen Hoch- 
schulen der Bimdesrepublik Deutschland abge- 
stellt wurden? 


12 




Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4024 


70. Abgeordneter 
Sdiäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Wie viele ausländische Offiziere welcher Na- 
tionalität werden bei der Bundeswehr auf 
Grund welcher und nach welchen Kriterien 
ausgebildet? 


71. Abgeordneter 

Schäfer 

(Appenweier) 

(SPD) 


Hat die Bundeswehr das Ersuchen um Aus- 
bildung auländischer Offiziere in einzelnen 
Fällen abgelehnt, wenn ja, mit welcher Be- 
gründung? 


72. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


Hat die Tatsache, daß wir mit einem Land 
diplomatische Beziehungen unterhalten, auto- 
matisch zur Folge, daß Offiziere dieses Landes 
bei uns ausgebildet werden können, wenn ja, 
seit wann gilt diese Praxis? 


73. Abgeordneter 
Simpfendörfer 
(SPD) 


Trifft es zu, daß (unter Bezugnahme auf die 
Äußerungen des Bundesverteidigungsministers 
vom 9. September 1975 im Morgenmagazin 
des WDR II) in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auch ausländische Diplomaten ausgebildet 
werden, und in welchem Umfang geschieht 
dies? 


74. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 
(SPD) 


Bestehen unter NATO-Partnern Ausbildungs- 
abkommen für Offiziere und werden darin 
irgendwelche Festlegungen getroffen, welche 
Aufgaben den in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ausgebildeten Offizieren nach ihrer Rück- 
kehr übertragen werden? 


75. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Wann wird die Untersuchung der Bundes- 
regierung über etwaige Verwicklungen von 
Bundesbediensteten in die Bestechungsaffaire 
Northrop abgeschlossen sein, und welche Er- 
mittlungen von Strafverfolgungsbehörden der 
Bundesländer sind gegen Bundesbedienstete 
im Zusammenhang mit dieser Affaire z. Z. 
nach Kenntnis der Bundesregierung im Gange? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


76. Abgeordnete 
Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Inwieweit sind nach Auffassung der Bundes- 
regierung die „Studienpläne der Universität 
Ulm, Humanmedizin 1974" durch die Appro- 
bationsordnung für Ärzte gedeckt, bzw. ihre 
zwingende oder angemessene Konkretisierung, 
und ist nach Auffassung der Bundesregierung 
der sogenannte Basisarzt, der lediglich in „be- 
grenzten Bereichen ärztliche Verantwortung 
übernehmen kann", ein im Sinne einer abge- 
schlossenen Berufsausbildung voll ausgebilde- 
ter Arzt? 
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77. Abgeordneter 
Braun 
(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


79, Abgeordneter 
Kroll-Sdilüter 
(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 

Müller 

(Remscheid) 

(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Dr. Arndt 
(Hamburg) 
(SPD) 


Wann ist mit dem Erlaß einer Verordnung über 
Mindestanforderungen für Altenheime, Alten- 
wohnheime und Pflegeheime für Volljährige 
(§§ 3 bis 31) zu rechnen? 

Wie hoch werden sich die mit dieser Verord- 
nung verbundenen zusätzlichen Kosten belau- 
fen, und werden diese Kosten den Trägem zur 
Realisierung dieser Verordnimg zur Verfügung 
gestellt? 

Wurden vom Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit mehrmals 90 000 DM 
an die linksextremen Studentenorganisationen 
SHB und SVI überwiesen, und wenn ja, aus 
welchen Gründen, obwohl der Haushaltsaus- 
schuß des Bundestages am 15. November 1974 
einstimmig einen Auszahlungsstopp beschlos- 
sen hat (vgl. die ASD-Meldung in „Freiheit 
der Wissenschaft — Materialien zur Schul- und 
Hochschulpolitik“, Heft 5/75, S. 10), und wur- 
den tatsächlich alle Umstände in Betracht ge- 
zogen, die die genannten Zahlungen hätten 
ausschließen können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine 
Reihe von Bundesländern keine Rechtsver- 
ordnungen über die Gewährung eines Arzt- 
abschlags nach § 17 Abs. 2 des Krankenhaus- 
finanzierungsgesetzes und § 3 Abs. 2 Satz 2 
der Bundespflegesatzverordnung erlassen ha- 
ben, und welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung zu ergreifen, um sicherzu- 
stellen, daß allen Krankenhausbenutzern, de- 
nen Arztkosten gesondert berechnet werden, 
ein angemessener Abschlag vom Pflegesatz 
gewährt wird? 

Ist der Bundesregierung heute die vom Parla- 
mentarischen Staatssekretär Westphal am 
20. September 1972 in Aussicht gestellte Stel- 
lungnahme möglich, ob die Einrichtung von 
Unterhaltsvorschußkassen für nichtehelich ge- 
borene oder aus geschiedenen Ehen stammende 
Kinder nach skandinavischem Vorbild ein ge- 
eigneter und realisierbarer Weg zur Verbes- 
serung der Lage der alleinstehenden Mütter 
ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


82. Abgeordneter 
Orgaß 
(CDU/CSU) 


Was hält die Bundesregierung von der Durch- 
führbarkeit der am 1. September 1975 in Kraft 
getretenen Reform der Verordnung über den 
Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Perso- 
nenverkehr im Hinblick auf das trotz Protest 
des zuständigen Bundesfachverbandes über- 
nommenen Redeverbots von 1939 zwischen 
Taxifahrer und Fahrgast sowie das Verbot des 
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83. Abgeordneter 

Orgaß 

(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 

Kleinert 

(FDP) 


85. Abgeordneter 

Kleinert 


(FDP) 


86. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Betriebs von P,undfunkgeräteii — und damit 
auch des Verkehrswarnfunks — , wonach Zu- 
widerhandlungen mit Bußen zwischen 5 DM 
und 10 000 DM belegt werden können und im 
Wiederholungsfall für den Taxiunternehmer 
der Entzug der Genehmigung zur Ausübung 
des Taxigewerbes wegen Unzuverlässigkeit 
möglich ist? 

Wie sinnvoll hält die Bundesregierung die 
Reform einer Verordnung, wenn gleichzeitig 
auf Grund bundesweiter Proteste von Taxi- 
fahrern wie Fahrgästen aus dem zuständigen 
Bundesministerium für Verkehr laut „Quick" 
vom 4. September 1975 verlautet, daß es sich 
nur um eine grundsätzliche Norm handele, die 
in der Praxis sicherlich ganz anders gehand- 
habt wird, und ist die Bundesregierung bereit, 
die dadurch entstandene Rechtsunsicherheit 
durch eine erneute Reform (Streichung der 
umstrittenen Normen) zu beseitigen? 

Welche Tatsachen, Zahlenunterlagen und 
Erfahrungssätze haben zu dem mit der Ver- 
ordnung über den Betrieb von Kraftfahrunter- 
nehmen im Personenverkehr vom 21. Juni 1975 
(BGBl. I S. 1573) verfügten Schweigegebot, 
Radioverbot und Rauchverbot in Taxen ge- 
führt? 

Haben die unmittelbar mit dem Entwurf der 
Verordnung befaßten Beamten genügend Ge- 
legenheit gehabt, selbst häufig Taxen zu be- 
nutzen und dabei zu prüfen, ob es einer der- 
artigen Verordnung insbesondere mit den in 
Frage 84 angeführten Inhalten überhaupt be- 
durft hätte? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die neue Taxi Verordnung für die Praxis un- 
tragbare Bestimmungen enthält, und wird die 
Bundesregierung deshalb unverzüglich diese 
Verordnung aufheben? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß Rationalisierungsmaßnahmen im Bereich 
der öffentlichen Verwaltung, die in einer Zu- 
sammenlegung von bisher weit auseinander- 
gelegenen Behörden bestehen, mindestens 
während einer mehrjährigen Übergangsphase 
zu spürbaren Mehrbelastungen der öffentlichen 
Haushalte durch Versetzungen, Trennungs- 
entschädigungen, Umzugskostenerstattungen, 
Aufgabe bisher benutzter und Anmietung und 
Erwerb zusätzlicher Räume führen, die neben 
den Belastungen der Mitarbeiter und ihrer 
Familien im humanitären Bereich wesentlich 
stärker zu Buch schlagen, als erhoffte aber 
keineswegs sichere Einsparungen und Ratio- 
nalisierungserfolge in späteren Jahren? 
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88. Abgeordneter 

Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß es unter Würdigung dieser Gesichtspunkte 
und im Hinblick: auf die extrem ungünstige 
Lage des Bundeshaushalts unzwecicmäßig ist, 
die vorgesehene Fusion der Schiffahrtsdirek- 
tionen Freiburg, Stuttgart und Mainz in Mainz 
mit einem geschätzten Umstellungsaufwand in 
Höhe von 43 Millionen DM weiter zu verfolgen 
und damit nicht nur zu einer Beunruhigung 
der betroffenen Bediensteten, sondern auch 
zu einer Erschwerung der Haushaltslage bei 
insgesamt ungewissem aber sicher erst wesent- 
lich späterem Einsparungseffekt beizutragen? 


89. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 
im Nah- und Fernverkehr ein Kraftfahrer 
höchstens acht Stunden ohne längere Ruhe- 
pause am Steuer sitzen darf, ein Lokführer 
aber vierzehn Stunden Dienst tun kann, wenn 
zwischendurch eine zweistündige Ruhepause 
eingelegt wird? 


90. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Schadensersatzleistungen wurden auf 
Grund welcher Rechtsgrundlagen bisher an die 
Opfer des Warngauer Zugunglücks gewährt, 
und welche Schadensersatzforderungen stehen 
noch offen? 


91. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Verweigert die Bundesregierung unter Hin- 
weis auf die Ermittlungen der zuständigen 
Staatsanwaltschaft nach wie vor Auskünfte 
über die von ihr selbständig angestellten Er- 
mittlungen der Ursachen des Warngauer Zug- 
unglücks, und gegebenenfalls warum, und ist 
sich die Bundesregierung darüber im klaren, 
daß dadurch in der Öffentlichkeit der Eindruck 
entsteht, die Deutsche Bundesbahn wolle die 
wahren Hintergründe dieser Zugkatastrophe 
verschweigen? 


92. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Bericht 
Wolfram in der „ADAC-motorwelt" 8/1975 über die 

(Recklinghausen) unterschiedlichen Risiken, die sich aus den ver- 
(SPD) schiedenen zugelassenen Glasqualitäten von 

Windschutzscheiben ergeben, und hält die Bun- 
desregierung es für notwendig, Verbundglas 
für Windschutzscheiben von Kraftfahrzeugen 
gesetzlich vorzuschreiben? 


93. Abgeordneter 

Seefeld 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung es als einen wich- 
tigen Teil der Verkehrssicherheit an, elemen- 
tare Sicherheitsfaktoren im Kraftfahrzeugbau 
nach den schwer zu erfüllenden deutschen 
Prüfnormen zuzulassen, und wenn dies der Fall 
ist, warum gestattet die Bundesregierung den 
Bau und den Import von Fahrzeugen, deren 
Sicherheitskonstruktionen nach ausländischen 
Prüfnormen (USA, EG) überprüft worden sind? 
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94. Abgeordneter 
Seefeld 


(SPD) 


95. Abgeordneter 


LÖbbert 

(SPD) 


96. Abgeordneter 


LÖbbert 

(SPD) 


97. Abgeordneter 
Dr. Dübber 


(SPD) 


98. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 
(CDU/CSU) 

99. Abgeordneter 

Dr. Wagner 

(Trier) 

(CDU/CSU) 


100. Abgeordneter 
Hauser 
(Krefeld) 
(CDU/CSU) 


101. Abgeordneter 

Hauser 

(Krefeld) 

(CDU/CSU) 


102. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung es im Interesse der 
Verkehrssicherheit nicht als ihre Pflicht an, 
durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
daß die Qualität von Sicherheitskonstruktionen 
für den Fahrzeugbau nach Abnahme durch das 
Materialprüfungsamt sporadisch, aber laufend 
auf die Einhaltung des geprüften Niveaus kon- 
trolliert wird? 

Ist die Bundesregierung auch der Auffassung, 
daß man nach jahrzehntelangem Bau von 
Autobahnen endlich auch das große Ferien- 
gebiet des Bodensees an das Schnellverkehrs- 
netz anschließen sollte? 

Wann kann man in etwa danuit rechnen, daß 
der Ausbau der geplanten Teilstrecke Mem- 
mingen — Lindau in Angriff genommen wird, 
zumal der erste Abschnitt Ulm — Memmingen 
der Fertigung entgegengeht? 

Aus welchen Gründen hat es die Bundesanstalt 
für Straßenwesen in Köln unterlassen, den 
Berliner Senat von der beabsichtigten Auto- 
bahnsperrung bei Magdeburg zu unterrichten, 
nachdem die DDR-Regierung dies der Kölner 
Anstalt am 5. September 1975 mitgeteilt hatte? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die seit 
geraumer Zeit laufenden Bestrebungen, die 
Ausgabe der Kraftfahrzeugkennzeichen den 
Zulassungsstellen zu übertragen? 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
durch eine solche Regelung den zahlreichen 
mittelständischen Betrieben, die gegenwärtig 
von der Herstellung und Montage von Kraft- 
fahrzeugkennzeichen leben, durch einen Feder- 
strich ihre Existenzgrundlage zu entziehen? 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung zur 
Erhöhung der Diebstahls- und Fälschungssi- 
cherheit von Kfz-Kennzeichen an eine Ände- 
rung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
arbeitet, wonach die Kraftfahrzeugkennzeichen 
amtlich ausgegeben werden sollen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Präsidenten des Bundeskriminalamtes, Dr. He- 
rold, daß eine staatliche Herstellung und Aus- 
gabe der Kfz-Kennzeichen einen Eingriff in 
einen eingerichteten und ausgeübten Gewerbe- 
betrieb darstellen würde, der einer Enteignung 
gleich käme, von der etwa 1000 mittlere und 
kleinere Betriebe betroffen sein würden, für 
die gleichfalls durch Gesetz Art und Ausmaß 
der Entschädigung geregelt werden müßte? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die jüngste 
gutachtliche Stellungnahme der Gruppe Oeko- 
logie, wonach die Hochleistungsschnellbahn 
(HSB) zu aufwendig, überflüssig und nicht 
sicher genug sei? 
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103. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Wernitz bei der Deutschen Bundesbahn über die Zen- 

(SPD) trale Transportleitung anzuregen, daß das 

Bahnpersonal bei Fahrteinsätzen von einem in 
einen anderen Direktionsbereich dort nicht aus- 
wärtige Ruhestunden absolvieren muß, son- 
dern unter dem Gesichtspunkt sparsamen und 
effektiven Personaleinsatzes möglichst dienst- 
lich eingesetzt wird? 


104. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 


(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, Ost-Berlin schiebe seine 
mit neuen starken Frequenzen ausgestatteten 
Sender immer näher an West-Berlin heran, 
wodurch die Westberliner Sendungen über- 
lagert zu werden drohen, und was hat die 
Bundesregierung unternommen, um eine un- 
gehinderte Sendetätigkeit der Rundfunkanstal- 
ten mit dem Sitz im Land Berlin langfristig zu 
sichern? 


105. Abgeordneter 
Dr. Mende 


(CDU/CSU) 


Ist es wahr, daß auf der Genfer Wellenkonfe- 
renz Anfang Oktober d. J. die Bundesrepublik 
Deutschland durch Entzug von Frequenzen und 
Reduzierung von Sendestärken ihrer Rund- 
funkstationen technisch benachteiligt werden 
soll, und von welchen Ländern liegen derartige 
Anträge vor? 


106. Abgeordneter 
Dr. Mende 


(CDU/CSU) 


Ist es wahr, daß die DDR mit Unterstützung 
der kommunistischen Staaten die Frequenz des 
RIAS Berlin fordert, und ferner die Sender- 
kapazitäten der DDR auf Kosten der Bundes- 
republik Deutschland erheblich verstärkt wer- 
den sollen, und würde ein solches Verhalten 
den im Grundlagenvertrag vereinbarten „gut- 
nachbarlichen Beziehungen" entsprechen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


107. Abgeordneter 
Dr. Bedier 
(Pulladi) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, allein oder 
gemeinsam mit ihren EG-Partnern Hilfsmaß- 
nahmen für Menschen europäischer Herkunft 
in die Wege zu leiten, die durch die Auflösung 
der portugiesischen Einflußgebiete sowie durch 
andere Entwicklungen in Afrika in äußerste 
Not geraten sind? 


108. Abgeordneter 

Dr. Becher 

(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Zusiche- 
rung von Entwicklungshilfe an afrikanische 
Staaten davon abhängig zu machen, daß sie 
auch die Bürger europäischer . Herkunft nach 
den Grundsätzen der Konventionen über die 
Menschenrechte behandeln? 
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109. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Ist es mit den Grundsätzen der Menschlichkeit 
sowie dem Grund vertrag und den Zusatzver- 
einbarungen in Einklang zu bringen, daß die 
„DDR" die Überführung von in der „DDR" 
verstorbenen Menschen aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland monatelang hinauszögert? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


110. Abgeordneter 
Reddemann 


(CDU/CSU) 


Ist der Vorsitzende des Aufsichtsrates der 
Hamburger PRO Verbraucher AG, Dieter Blötz, 
identisch mit dem Vizepräsidenten des Bundes- 
nachrichtendienstes, und hat gegebenenfalls 
die Bundesregierung dem Beamten Blötz die 
Genehmigung zur Ausübung dieses Amtes 
erteilt? 


111. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Treffen Presseberichte über die am Dienstag 
vor dem Vierten Strafsenat des Düsseldorfer 
Oberlandesgerichtes gemachten Zeugenaussa- 
gen der Herren Johannes Naber und Günther 
König in dem dort zu verhandelnden Landes- 
verratsprozeß zu, wonach der frühere Bundes- 
kanzler Brandt vom DGB- Vorsitzenden Oskar 
Vetter eine mit dem Vermerk „Vertraulich" 
gekennzeichnete Niederschrift eines Gesprä- 
ches, das am 6. März 1972 zwischen dem CDU- 
Präsidium imd dem geschäftsführenden DGB- 
Vorstand stattgefunden hat, erbeten und sie 
daraufhin auch erhalten hat? 


112. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Existiert heute noch oder existierte während 
der Amtszeit des Bundeskanzlers Brandt im 
Bundeskanzleramt eine Aktenunterlage, aus 
der zu schließen ist, daß vom damaligen Bun- 
deskanzler selbst oder von seinen Mitarbeitern 
weitere vertrauliche Papiere über Gespräche 
zwischen der CDU/CSU und dem DGB be- 
schafft worden sind? 


113. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe waren für die Bundesregie- 
rung maßgebend, die Ausgaben für die Öffent- 
lichkeitsarbeit im Ausland in den letzten Jah- 
ren zu vermindern, sei es direkt durch geringe- 
ren Haushaltsansatz sei es indirekt durch un- 
terlassene Anhebung trotz der gegenwärtigen 
Inflationsraten, während gleichzeitig für die 
Öffentlichkeitsarbeit im Innern die Ausgaben 
laufend erhöht worden sind? 
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Gesciläftsbereidi 


114. Abgeordneter 

Gierenstein 

(CDU/CSU) 


115. Abgeordneter 

Dr. Franz 

(CDU/CSU) 


116. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 

(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 

Gierenstein 

(CDU/CSU) 


118. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


119. Abgeordneter 

Conradi 

(SPD) 


des Bundesministers des Auswärtigen 


Stellt das Bekenntnis des derzeitigen Staats- 
ministers beim Bundesminister des Auswärti- 
gen zugunsten der sowjet-kommunistischen 
Aufstandsbewegung in Angola „Für uns gibt 
es nur die MPLA" die frühere oder gegen- 
wärtige Auffassung der Bundesregierung dar, 
und wie stellt die Bundesregierung sicher, daß 
sie nicht durch entsprechende Auffassungen 
des größeren Koalitionspartners präjudiziert 
wird? 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 3, Septem- 
ber 1975 zu, auf der deutsch-polnischen Schul- 
buchkonferenz weigere sich die polnische Seite, 
von der Möglichkeit einer friedlichen Verände- 
rung der Grenzen zu reden, und welche 
Schlüsse zieht die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls — aus diesem mit den Vereinbarungen 
auf der Konferenz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa (KSZE) im Widerspruch 
stehenden Verhalten? 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 2. Septem- 
ber 1975 zu, die Wagen von Angehörigen der 
alliierten Schutzmächte würden nach der Fahrt 
durch das Gebiet der „DDR" einer Kontrolle 
unterzogen, wobei sogar die Sitze angehoben 
würden, und geht — bejahendenfalls — diese 
Maßnahme unmittelbar oder mittelbar auf Vor- 
stellungen oder Anregungen der Bundesregie- 
rung oder des Senats von Berin zurück? 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 1. September 1975 zu, Kuba 
habe die ihm nahestehenden politischen Kräfte 
in Portugal aufgefordert, ihm geheimes Mate- 
rial über das Nordatlantische Bündnis zur Ver- 
fügung zu stellen, und was hat — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung hiergegen in den 
atlantischen Gremien unternommen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Regierung der Volksrepublik Polen durch 
einen Geheimerlaß angeordnet hat, daß aus- 
siedlungswillige Familien nicht mehr ausreisen 
dürfen, wenn sie durch die „illegale" Ausreise 
eines Mitglieds getrennt worden sind, und was 
gedenkt die Bundesregierung gegen diese 
Maßnahme, die gegen Wortlaut und Geist der 
Absichtserklärungen der KSZE verstößt, zu 
unternehmen? 


Trifft es zu, daß die Rechtsojdnung der Bun- 
desrepublik Deutschland hinter dem Standard 
der UN-Rassendiskriminierungskonvention 
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von 1965 zurückbleibt, in der sich die Ver- 
tragspartner darunter die Biuidesrepublik 
Deutschland verpflichtet haben, alle Formen 
der Rassendiskriminierung zu verbieten und zu 
beseitigen, insbesondere im Hinblick auf den 
Zugang zu Hotels, Gaststätten, Theater usw. 
und das Recht auf eine Wohnung? 

Welche gesetzgeberischen Maßnahmen pleuit 
die Bundesregierung, die Rechtsordnung der 
Bundesrepublik Deutschland endlich dem Stan- 
dard der UN-Rassendiskriminierungskonven- 
tion von 1965 anzupassen? 

121. Abgeordneter Hat die Bundesregierung versucht, bei der 

Dr. Kunz Gewährung des Fünfmilliarden-Währungskre- 

(Weiden) dits an Italien 'die Freilassung des nunmehr 

(CDU/CSU) schon seit 30 Jahren inhaftierten deutschen 

Kriegsgefangenen Herbert Kappler in Gaeta 
als Voraussetzung ins Gespräch zu bringen? 

122. Abgeordneter Hält sich die Bundesregierung — nicht zuletzt 

Dr. Czaja auch wegen des Grundvertragsurteils und 

(CDU/CSU) nachdem die DDR beim Beitritt zum Überein- 

kommen über die politischen Rechte der Frau 
nicht nur von einigen westlichen Staaten nicht 
anerkannte Vorbehalte machte (so daß das 
Abkommen zwischen ihnen und der DDR nicht 
in Kraft getreten ist), sondern auch gegenüber 
dem UN-Generalsekretär die Geltung des Ab- 
kommens für West-Berlin durch eine entspre- 
chende Erklärung der Bundesregierung für 
rechtsunwirksam bezeichnete — für verpflich- 
tet, in Zukunft das Inkrafttreten von Kollek- 
tivverträgen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Staaten zu verhindern, wel- 
che den Beitritt für West-Berlin nicht aner- 
kennen? 

123. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, bei der 

Dr. Czaja Unterzeichnung des Protokolls über humani- 

(CDU/CSU) täre Fragen mit der Volksrepublik Polen im 

Sinne zwingenden Verfassungs- und Völker- 
rechts — • nicht zuletzt aber um sich an keiner 
Minderung der Rechtspositionen Deutscher zu 
beteiligen und sich die Rechtsgrundlage für die 
Erfüllung ihrer grundgesetzlichen Pflicht zum 
vollen diplomatisch-konsularischen Schutz für 
sie zu wahren — die unter mittelbarem oder 
unmittelbarem Zwang in einer großen Zahl von 
Fällen erfolgte „Verleihung" der Staatsange- 
hörigkeit der Verwaltungsmacht an deutsAe 
Staatsangehörige anzufechten und zu erklären, 
daß sie die faktische Aberkennung der deut- 
schen Staatsangehörigkeit dieser Personen 
während ihres Aufenthalts in den Oder-Neiße- 
Gebieten rechtlich nicht anerkennen kann (vgl. 
Grundvertragsurteil V 5 Abs, 2) und als un- 
wirksam betrachte? 


120, Abgeordneter 

Conradi 

(SPD) 
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124. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


125. Abgeordneter 
Dr, Marx 
(CDU/CSU) 


126. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


127. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


128. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Wie ist es mit den Sddußdokumenten der 
KSZE zu vereinbaren, wenn die Konsular-Ab- 
teilung der Botschaft der Volksrepublik Polen 
Anträge auf Erteilung von Einreisevisen in die 
VR Polen ohne Angabe von Gründen ablehnt 
lind damit den Kontakt zwischen Bekannten 
aus Polen und der Bundesrepublik Deutsch- 
land unterbindet? 


In welchen Staaten des Warschauer Paktes 
werden auch nach der Unterzeichnung der so- 
genannten Schlußakte zur Konferenz für Si- 
cherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE) noch Sendungen westlicher Rundfunk- 
sender gestört? 


Welche Kriterien waren für die Bundesregie- 
rung maßgebend, im deutsch-polnischen „Pro- 
tokoll“ über die Aussiedlung der Deutschen 
jenseits von Oder und Neiße im Laufe der 
nächsten vier Jahre einer Zahl von „etwa 
120 000 bis 125 000 Personen“ zuzustimmen, 
obwohl die Bundesregierung auf Grund der 
Unterlagen des Deutschen Roten Kreuzes weiß, 
daß für 280 000 Personen jenseits von Oder 
und Neiße Anträge auf Aussiedlung vorliegen? 


Treffen Meldungen 23u, wonach die Vereinigten 
Staaten und die Sowjetunion beabsichtigen, in 
einem zweiten Atomsperrvertrag festzulegen, 
daß Urananreicherung und Wiederaufberei- 
tung ausgebrannter Brennelemente für fried- 
liche Zwecke nur in multinationalen Anlagen 
erfolgen dürfen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Konse- 
quenzen eines solchen Vertrages für die Bun- 
desrepublik Deutschland, welche diplomati- 
schen Aktivitäten hat sie entfaltet zur Verhin- 
derung solch eines Vertrages, und wie beurteilt 
sie die Chancen für sein Zustandekommen? 
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B. Sdiriftlidie Fragen gemäß IV. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Dr. Sdiulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Wie viele der in der Sowjetunion lebenden 
Deutschen sind deutsche Staatsangehörige, und 
welches ist der Stand der Bemühungen um ihre 
Ausreise in den freien Teil Deutschlands und 
der Bemühungen um die Ausreise der übrigen 
Deutschen in der Sowjetunion? 

Wird Pakistan hinsichtlich deutscher Waffen- 
lieferungen noch als Spannungsgebiet ange- 
sehen, und welche Gründe sind für die frühere 
und gegenwärtige Haltung der Bundesregie- 
rung in dieser Frage maßgebend? 

Hat Süd-Jemen gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland bisher irgendwelche Forderungen 
erhoben als Gegenleistung für die seinerzeitiige 
Aufnahme der fünf Terroristen und wenn ja, 
was wurde bisher von der Bundesrepublik 
Deutschland an Süd- Jemen an Leistungen er- 
bracht? 

Welche ersten praktischen Erfahrungen besitzt 
die Bundesregierung in Bezug auf die Erklä- 
rungen des Korbes 3 — Freizügigkeit für 
Menschen und Informationen — der Konfe- 
renz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß der 
von ihr vorgelegte Gesetzentwurf eines Geset- 
zes über die Regelung der Landeszugehörig- 
keit des Verwaltungsbezirks Oldenburg und 
des Landkreises Schaumburg nach Artikel 29 
Abs, 3 Satz 2 des Grundgesetzes genügt, dem 
in den Volksentscheiden zum Ausdrude ge- 
kommenen Willen der Bevölkerung Rechnung 
trägt und dem Demokratie Verständnis der Bür- 
ger entspricht? 


6. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
von Alten- nehmen, wenn sie der Meinung sein sollte, 

Nordheim daß dieser Gesetzentwurf nicht genügt? 

(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Welche Ergebnisse konnten nach den bisheri- 
gen Erfahrungen mit den Mitteln des Bundes 
im Rahmen des Fünfjahresprogramms zur 
Sanierung des Rheins und des Bodensees vor 
allem für die Reinhaltung des Bodensees er- 
reicht werden, und stellt die Bundesregierung 
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Erwägungen an, dieses Programm wegen der 
einmaligen Bedeutung des Bodensees als größ- 
tem Trinkwasserspeidier und Trinkwasser- 
spender Europas nach Vereinbarung mit den 
betroffenen Ländern über das Jahr 1976 hinaus 
fortzuführen? 


8. Abgeordneter 
Biediele 


(CDU/CSU) 


Für welche Projekte und mit welchen Finanz- 
beträgen wird im Rahmen des Fünfjahrespro- 
gramms zur Sanierung von Rhein und Boden- 
see die für 1975 zur Verfügimg stehende In- 
vestitionssumme von 30 Millionen DM zur 
Verfügung gestellt? 


Gesdiäftsbereidh de^ Bundesministers der Finanzen 


9. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 
(CDU/CSU) 


Nachdem der französische Finanzminister Four- 
cade kürzlich als möglichen Beitrag zur Haus- 
haltssanierung die Einführung einer Sonder- 
steuer für Pornographie genannt hat, frage ich 
die Bundesregierung, ob auch sie Erwägoingen 
zur Einführung einer derartigen Steuer ange- 
stellt hat oder anstellen will? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


10. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu Äuße- 
rungen von Bundeskanzler Schmidt anläßlich 
eines Interviews am 24, Juni 1975 in der 
Süddeutschen Zeitung, daß die Bundesrepublik 
Deutschland „am Horizont des Jahres 2000" 
nur noch „im wesentlichen Patente, Verfah- 
renstechniken und Blaupausen exportieren 
werde" als zwangsläufige Folge „hoher Lohn- 
kostenbelastungen und Stagnation der Bevöl- 
kerung", und was gedenkt sie zu tun, um eine 
Entwicklung zu vermeiden, die die Gefährdung 
der meisten vom Export abhängigen Arbeits- 
plätze bedeuten würde? 


11. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


Da sich 'diese Entwicklung, wenn überhaupt, 
zumindest nicht schlagartig vollziehen wird, 
wäre es nicht besser, statt düsterer Zukunfts- 
prognosen, im Interesse der 25 Millionen 
Erwerbstätigen der Bundesrepublik Deutsch- 
land, verstärkte Anpassungs-, Modernisie- 
rungs- und Umstrukturierungshilfen besonders 
auf steuerlichem Sektor zu geben, um Dauer- 
arbeitslosigkeit zu vermeiden und endlich die 
Jugendarbeitslosigkeit abzubauen? 


12. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 1. September 1975 zu, die 
Firmen aus dem Land Berlin würden in der 
Leipziger Messestatistik zum ^.ersten Mal in 
diesem Herbst getrennt von den Firmen aus 
dem übrigen Bundesgebiet ausgewiesen, und 
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13. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


14. Abgeordneter 

Dr, Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


15. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 

16. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


was hat die Bundesregierung — bejahenden- 
falls — unternommen, um diesem neuen Ver- 
stoß Ost-Berlins gegen die im Vier-Mächte- 
Abkommen anerkannten Bindungen zwischen 
dem Bund und dem Land Berlin zu begegnen 
und einer weiteren Praktizierung der sowjeti- 
schen Drei-Staaten-Theorie Einhalt zu gebie- 
ten? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
der EG-Kommission die Kontrolle der EG-Re- 
gionalfondsmittel, die in der Bundesrepublik 
Deutschland für regionalpolitische Zwecke ver- 
wendet werden, dadurch zu erleichtern, daß 
im nächsten Rahmenplan der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" diese Mittel zusätzlich einge- 
setzt und ihre Verwendung gesondert ausge- 
wiesen werden? 

A/Velche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung zu prüfen, ob die extrem niedrigen Preise, 
zu denen die sowjetischen Personenkraftwagen 
des Typs „Lada" in der Bundesrepublik 
Deutschland angeboten werden, im Verhältnis 
zu inländischen Wettbewerbern auf angemes- 
sener Preisgestaltung beruhen, und gedenkt 
sie, gegen eventuelle wettbewerbsverändernde 
Praktiken in diesem Fall einzuschreiten? 

Sind der Bundesregierung in anderen Import- 
bereichen ähnliche Preisangebote aus anderen 
Ländern bekannt, die einer solchen Prüfung 
bedürfen? 

Wird die Bundesregierung den Vorschlägen 
des wissenschaftlichen Beirats des Bundesfi- 
nanzministeriums in seinem Finanzgutachten 
folgen und Einsparungen bei der regionalen 
Wirtschaftsförderung vornehmen, wenn ja, wie 
werden sich diese Maßnahmen auf das regio- 
nale Aktionsprogramm „Nordeifel — Grenz- 
raum Aachen" auswirken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


17, Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Wie ist es zu erklären, daß einerseits Papier- 
mangel und demzufolge ein starker Preisauf- 
trieb für Papier herrscht, andererseits jedoch 
die deutsche Waldwirtschaft unter Absatz- 
mangel an Papierholz leidet, nachdem Auf- 
käufer großer Papierhersteller die Forstwirt- 
schaft teilweise dazu ermuntert haben sollen, 
sich auf die Gewinnung von Papierholz zu 
beschränken? 


18. Abgeordneter Wieviel und welche Lebensmittel wurden im 
Härzschel ersten Halbjahr 1975 aus EG-Uberschüssen 

(CDU/CSU) verbilligt an sozial Schwache abgegeben? 
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19. Abgeordneter 

Härzschel 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung angesichts wachsen- 
der Überschüsse in der EG z. B. bei Butter und 
Rindfleisch bereit, sich umgehend für die ver- 
billigte Abgabe eines Teils dieser Überschüsse 
an sozial schwache Personengruppen einzu- 
setzen? 


20. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Erhebungen über die 
Frachtkosten für Getreide in dem entscheiden- 
den Konkurrenzland Frankreich angestellt, und 
wie wird sich die Wettbewerbssituation nach 
der vom Kabinett beschlossenen Streichung der 
Frachtbeihilfe für Getreide darstellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


21. Abgeordneter 

Pieroth 

(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Ist es der Bundesregierung gelungen, in dem 
vor kurzem in Helsinki mit der Volksrepublik 
Polen abgeschlossenen Abkommen das Prinzip 
der Gegenseitigkeit des Transfers von Sozial- 
versicherungen durchzusetzen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Ar- 
beitsamt München derzeit unter erheblichem 
Personalmangel zu leiden hat, wodurch der 
immer großer werdende Arbeitsanfall nicht 
mehr ordnungsgemäß bewältigt werden kann 
und laufend Pannen zu Lasten der Arbeits- 
losen zu verzeichnen sind, und was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, damit die seit 
Monaten zu beklagenden Schwierigkeiten bei 
diesem größten Arbeitsamt Süddeutschlands 
endlich behoben werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
rung des Direktors des Arbeitsamts München, 
daß das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung die Tatsache des Personalman- 
gels beim Arbeitsamt München „nicht ver- 
steht. Denn, die schlafen ja.“? 


Geschäftsbereich des Bundesminislers der Verteidigung 


24. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob und wie- 
Hansen viel von den rund 55 Millionen DM „auftrags- 

(SPD) wirksamen“ Bestechungsgeldern, die die US- 

Firma Lockheed nach eigenem Bekunden an 
ihre Geschäftspartner gezahlt hat, an bundes- 
republikanische Empfänger geflossen sind, z. B. 
im Zusammenhang mit der Beschaffung der 
F-104 für die Bundeswehr? 


25. Abgeordneter 

Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


über wieviel Planstellen für Hauptfeldwebel 
verfügt die Bundeswehr bzw. wieviel Haupt- 
feldwebel befinden sich in den Besoldungs- 
gruppen A 8 und A 9 im Bereich der Einheiten, 
in den Stäben, in den Ämtern, im Bundesmini- 
sterium der Verteidigung, und wieviel Haupt- 
feldwebel sind davon jeweils jünger als 
40 Jahre? 
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26. Abgeordneter Nach welchen Gesichtspunkten erfolgt die 
Mursch Auswahl für eine Einweisung in eine A 9- 

(Soltau-Harburg) Stelle, und wie hat die Bundesregierung dabei 
(CDU/CSU) die Ungerechtigkeit der unterschiedlichen 

Handhabung im Bundesverteidigungsministe- 
rium und im nachgeordneten Bereich, auf die 
bereits der Wehrbeauftragte des Deutschen 
Bundestages in seinem Jahresbericht 1974 un- 
ter Ziffer 4. 2. 2. 3 auf Seite 29 hingewiesen hat, 
beseitigt? 


27. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, das es bei 
der Bundeswehr wie z. B. in Baumholder nur 
einmal in der Woche Milch gibt, daß den Sol- 
daten Margarine aus der Tube anstatt Butter 
angeboten wird, und daß ein halber Liter Milch 
in der Kantine 68 Pfennig kostet, und ist die 
Bundesregierung gegebenenfalls bereit, den 
Konsum von Milch und Milchprodukten bei 
der Bundeswehr zu fördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


28. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


29. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 

30. Abgeordneter 

Biechele 

(CDU/CSU) 


31. Abgeordnete 

Frau 

Meermann 

(SPD) 

32. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


33, Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die unverhältnismäßig hohen Verwal- 
tungskosten für die Durchführung des Bundes- 
sozialhilfegesetzes, die bei rund einem Drittel 
des Leistungsaufwands liegen sollen, gesenkt 
werden müssen? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung in Zusammenarbeit mit den Ländern, 
um bei der Sozialhilfe geringere Verwal- 
tungskosten zu erreichen? 

Sind Presseberichte nach IRS Aktuelle Mel- 
dungen Nr. 11 vom 21. Mai 1975, S. 17, zu- 
treffend, daß Kunstzähne radioaktiv seien und 
deswegen für deren Träger gesundheitliche 
Gefahren auslösen können? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das gesund- 
heitliche Risiko bei einem Erwachsenen, der 
sich einer Erstimpfung unterziehen muß, um in 
ein pockengefährdetes Land einzureisen? 

Sind der Bundesregierung auf dem Gebiet der 
Krebsforschung die Arbeiten von O. Snegotska 
und Dr. R. Dorrer bekannt, die eine frühzeitige 
Krebsdiagnose und durch immunbiologische 
Behandlung eine wirksame Bekämpfung des 
Krebses ermöglichen, und wie beurteilt die 
Bundesregierung die Forschungsergebnisse der 
beiden Wissenschaftler? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
diese Forschungen zu fördern und die Einfüh- 
rung der Erkennungs- und Behandlungsmetho- 
den auf breiter Basis zu unterstützen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


34. Abgeordneter 

Lenders 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung angesichts der Häu- 
fung von Reifenunfällen und -defekten in der 
letzten Zeit die Absicht, eine Bauteileprüfung 
für Autoreifen ähnlich wie für Autorückleuch- 
ten, Scheinwerferglas etc. aus Gründen der 
Verkehrssicherheit und des Verbraucherschut- 
zes verbindlich vorzuschreiben, und wenn ja, 
zu welchem Zeitpunkt ist mit einer solchen 
Regelung zu rechnen? 


35. Abgeordneter 

Lenders 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten hat die Bundesregie- 
rung, bei offenkundig gewordenen Reifende- 
fekten der Hersteller zu einer schnellen und 
weitverbreiteten Rückrufaktion der schadhaf- 
ten Produkte bei vollem Schadensausgleich für 
die Betroffenen zu verpflichten, und wenn eine 
solche Möglichkeit nicht besteht, welche geeig- 
neten Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung in dieser Richtung zu unternehmen? 


36. Abgeordneter 

Seefeld 

(SPD) 


Welchen Absichten hat sich die Bundesregie- 
rung zur Änderung des Ortsendeschildes und 
welcher angeblich „vernünftigen Lösung" (vgl. 
Meldung der Badischen Neuesten Nachrichten 
vom 14. August 1975 zum Thema „Streit um 
das Ortsende-Schild": „Vielfältige Versuche, 
den Bundesverkehrsminister für eine vernünf- 
tige Lösung zu gewinnen, sind bisher geschei- 
tert, obwohl sie auch im Rahmen des Wiener 
Weltverkehrs-Abkommens realisierbar wäre.") 
widersetzt? 


37. Abgeordneter 

Kiechle 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in den Fällen, 
wo trotz günstiger Fahrplangestaltung, Berück- 
sichtigung regional- und strukturpolitischer 
Erfordernisse und der Tatsache des Fehlens 
eines leistungsfähigen Straßennetzes eine Still- 
legung von Bahnstrecken unumgänglich ist, 
ihre flächenbedienende Verkehrskonzeption 
derart zu koordinieren, daß erst nach dem Bau 
von modernen leistungsfähigen Straßen diese 
Stillegungen erfolgen? 


38. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Inwieweit treffen Pressemeldungen zu, wo- 
nach beabsichtigt sei, die Bundesbahnstrecken 
Augsburg — Schwabmünchen — Buchloe, 
Ulm — lllertissen — Memmingen — Kemp- 
ten, Immenstadt — Oberstdorf, Kempten — 
Isny im Regierungsbezirk Schwaben stillzu- 
legen bzw. welche von den genannten Strecken 
werden unter keinen Umständen in das beab- 
sichtigte Stillegungsprogramm einbezogen? 
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39. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 


40. Abgeordneter 
Becker 
(Nienberge) 
(SPD) 


41. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wann mit der Fertigstellung der EB 54, 
die für die Wirtschaftsbeziehungen des west- 
lichen und nördlichen Münsterlandes in den 
ostholländischen Raum von großer Bedeutung 
ist, gerechnet werden kann? 

Besteht die Möglichkeit, den Teilabschnitt der 
EB 54 vom Autobahnkreuz Münster-Nord bis 
zum Anschluß Steinfurt in die erste Dringlich- 
keitsstufe der Ausbaumaßnahmen einzuord- 
nen? 

Wie klärt die Bundesregierung Reisewillige in 
die DDR über die seit dem 1. Juli 1975 gel- 
tende Neuregelung auf, daß Rückfahrkarten 
aus der DDR in die Bundesrepublik Deutsch- 
land nur noch in D-Mark-Beträgen abgegolten 
werden können? 

Mit welchem höheren Reisegeldaufkommen 
rechnet die Bundesregierung im Verkehr mit 
der DDR nach Inkrafttreten der Fahrgeld-Neu- 
regelung? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
außerordentlichen Dringlichkeit, eine Verbes- 
serung der Verkehrsverhältnisse im Bereich 
der Stadt Mayen zu unterstützen, indem das 
Projekt einer Südumgehungsstraße für die 
Stadt Mayen — und zwar die Verbindungs- 
spange zwischen der Bundesautobahn 48 und 
der Bundesautobahn 61 — vorrangig ausge- 
baut wird? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die einschlä- 
gigen Verkehrs Vorschriften so zu ändern, daß 
LKW-Fahrer, die Sand, Steine, Kies usw. auf 
öffentlichen Straßen transportieren, durch be- 
sondere Auflagen gezwungen sind, ihre La- 
dung durch Abdecken mit Planen oder auf 
andere Weise so zu sichern, daß die Gefähr- 
dung anderer Verkehrsteilnehmer, auch der 
Fußgänger, vermindert wird? 

Sind durch die angekündigten Einschränkun- 
gen beim Bundesfernstraßenbau auch Straßen- 
bauvorhaben im Kreis Euskirchen betroffen, 
und in welcher Weise wird sich die Erschlie- 
ßung strukturschwacher Gebiete als Mittel- 
punkt des zweiten Fünf-Jahres-Plans für den 
Ausbau der Bundesfernstraßen auf den Kreis 
Euskirchen auswirken? 

Bis wann ist mit einer verbindlichen Zielpla- 
nung der Bundesregierung über den künftigen 
Umfang des Schienennetzes der Deutschen 
Bundesbahn zu rechnen, und wird diese Ziel- 
planung unter landesplanerischen Gesichts- 
punkten auch mit den Ländern abgestimmt? 
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47. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Nordlohne 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung gewährleisten, daß 
ungeachtet aller zur Zeit erörterten Strecken- 
stillegungspläne der Deutschen Bundesbahn 
die Bahnlinien Ulm — Friedrichshafen, Herber- 
tingen — Memmingen und Hergatz — Kißlegg 
auch künftig mit Güter- und Personenverkehr 
bestehen bleiben werden? 

Inwieweit treffen Aussagen von DDR-Bürgern 
gegenüber Geschäftsleuten aus der Bundesre- 
publik Deutschland zu, wonach im Potsdamer 
Abkommen den Deutschen verboten sei, Last- 
kraftwagen schwerer als fünf Tonnen Nutzlast 
zu bauen und wonach folglich die Bundesrepu- 
blik Deutschland sich nicht an das Abkommen 
halte, während die DDR-Regierung wie immer 
vertragstreu sei? 

Kann von einer Wettbewerbsbehinderung auf 
dem Weltmarkt für die Bundesrepublik 
Deutschland und die DDR angesichts der Nutz- 
lastbeschränkung im LKW- und PKW-Bau ge- 
sprochen werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


50. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Schwierigkeiten und insbesondere fi- 
nanziellen Belastungen sind dem Bund dadurch 
entstanden, daß das für das Bundesgrenz- 
schutzkommando Süd an der Infanteriestraße 
geplante Gelände im Vertrauen auf entspre- 
chende Zusagen von Spitzenbeamten des städ- 
tischen Baureferats ursprünglich mit einer 
höheren Stockwerkszahl projektiert wurde, 
und welche Belastungen sind noch zu erwar- 
ten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


51. Abgeordneter 

Peffermann 


(CDU/CSU) 


Was hat der Bundesminister für Forschung und 
Technologie entsprechend den Ankündigungen 
im Ausschuß für Forschung und Technologie 
unternommen, um das Internationale Institut 
für das Management der Technik (IIMT) zu 
schließen, und welche Beträge hat die Bundes- 
regierung bisher für das IIMT aufgewandt, 
welche Folgekosten kommen noch auf sie zu 
und wie viele Teilnehmer aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland haben bisher an einem Kursus 
teilgenommen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

52. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung Leistungen des 
Seilers Bundesausbildungsförderungsgesetzes auch 

(CDU/CSU) künftig davon abhängig zu machen, daß deut- 

sche Studenten, die eine außerhalb der Bun- 
desrepublik Deutschland gelegene Ausbil- 
dungsstätte besuchen, täglich von ihrem ständi- 
gen Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu der Ausbildungsstätte fahren, und 
welche Überlegungen werden hierzu in der 
Bundesregierung angestellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

53. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, der Deutsche Entwick- 
Roser lungsdienst beschäftigte aus Chile geflüchtete 

(CDU/CSU) Chilenen als Tutoren, und welchen Nutzen 

sollen — bejahendenfalls — - künftige deut- 
sche Entwicklungshelfer von Erfahrungen ha- 
ben, die in Chile zu den bekannten Ergeb- 
nissen führten? 


Bonn, den 12. September 1975 
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